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	Name: 
	Frage1: Sollte bei öffentlichen Vergaben des Bundes kein bundesweiter Tarif anwendbar sein, sollten die jeweiligen Ländertarife der Sicherheitsbranche Anwendung finden. Somit werden die regionalen Besonderheiten wie zum Beispiel das Erfüllungsortprinzip ausreichend berücksichtigt und der vorsätzliche Missbrauch von gültigen Tarifen bzw. Zulagen oder Zuschläge verhindert werden.
	Frage2: Die Einführung einer Tariftreueregelung bei öffentlichen Aufträgen des Bundes sollte vorrangig die 
Sicherheitsdienstleistungsbranche betreffen. Darunter sind sowohl personelle wie auch technische Dienstleistungen zu verstehen. Soweit umsetzbar könnten auch Beratungsleistungen in dieser Branche der Regelung unterliegen. Auch wenn sich die Anfrage auf öffentliche Aufträge des Bundes bezieht, wäre eine Ausweitung auf alle öffentlichen Aufträge wünschenswert.
	Frage3: Tarifliche Arbeitsbedingungen sind derzeit in vielen Fällen schon detailliert geregelt. Insbesondere für die Entlohnung und (Höchst-)Arbeitszeit sollten die Bestimmungen überprüft und gegebenenfalls verändert werden. Unter diesem Aspekt könnte auch die Weitergabe von Arbeitsaufträgen (Subvergabe) auf eine zu definierende Anzahl begrenzt werden.
	PLZ: 10779
	Sitz/Wohnort: Berlin
	Vorname: 
	Name der Organisation: ASW Bundesverband
	Art der Organisation: [Kammer/Verband/NGO/Gewerkschaft]
	Frage6: Zunächst sollten Auftragnehmer:innen des Bundes die Möglichkeit erhalten, auf das Bewachungsregister zuzugreifen. Weiterhin können verdachtsunabhängige Kontrollen (u.a. durch den Zoll) Verstöße aufdecken. Wie bereits vorher erläutert, könnte eine Offenlegung der Kalkulation ein weiteres Mittel sein, um die Einhaltung der Regelung zu überwachen.
	Frage4: Die derzeitige Vergabepraxis zeigt einen fast 100%ig durch den Dienstleistungspreis bestimmten Auftragszuschlag. Die Qualität der Dienstleistung gerät dabei genau wie das Ausbildungsniveau in den Hintergrund. Seitens öffentlicher Vergabestellen muss deshalb die Vorgabe der Verwendung des Ländertarifs vorgeschrieben werden sowie eine entsprechenden Musterkalkulation mit bindenden Lohn- und Zuschlagsvorgaben zur Verfügung gestellt werden. Zur Verhinderung missbräuchlicher Handhabung ist die Offenlegung der Kalkulation durch den Anbieter zu fordern.
	Frage5: Eine Orientierung der Tariftreueregelung an einem zu definierenden Schwellenwert sollte nicht erfolgen. Die in der Branche übliche Abrechnungssystematik orientiert sich an den geleisteten Stunden. Ein vorgegebener Schwellenwert würde dafür sorgen, dass das gesamte Arbeitsstundenkontingent in mehrere Lose aufgeteilt würde und somit die zukünftige Regelung unterläuft.
	Frage8: Bußgelder und Sperren für öffentliche Vergabeverfahren zum Beispiel für min. 2 Jahre bei nachweislichem Unterschreiten der jeweiligen Tarife weisen ein großes Abschreckungspotenzial auf.
	Frage9: 
	Frage7-Begruendung: 
	Kontrollkästchen 1: Off
	Kontrollkästchen 2: Ja
	Kontrollkästchen 3: Ja
	Kontrollkästchen 4: Off
	Kontrollkästchen 5: Ja
	Kontrollkästchen 6: Off
	Frage7-Sonstiges: 


